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Erlasse des Bischofs

Art. 98 Weltgebetstag für die heiligung 
 der Priester

Seit längerer Zeit gilt das Hochfest des Heiligsten 
Herzens Jesu als Weltgebetstag für die Heiligung der 
Priester. Aus diesem Grund hat die Kongregation 
für den Klerus einen Brief an die Priester veröffent-
lich zusammen mit einem Gebet und Vorschlägen 
für Gebetsstunden und Vorschlägen zur persön-
lichen Gewissenserforschung für Priester. Alle sind 
im Internet aufrufbar unter http://www.clerus.org/
clerus/dati/2012-03/30-13/LETTERA_ai_Sacerdo-
ti_DE.pdf. Nachfolgend wird hier nur der Brief der 
Kleruskongregation veröffentlicht.

Hochwürdigster Herr Erzbischof,

anlässlich des kommenden Weltgebetstages für 
die Heiligung der Priester am Hochfest des Hei-
ligsten Herzens Jesu (15. Juni 2012) übersendet Ih-
nen diese Kongregation rechtzeitig einige Orientie-
rungspunkte, die nach dem Ermessen der Bischöfe 
eventuell als Gebetsimpulse verwendet werden kön-
nen.

Ich hoffe, dass die gesandten Unterlagen hilfreich 
und nützlich sind. 

Darüber hinaus bitte ich die Leitung der Bischofs-
konferenz, auf nationaler Ebene die Kenntnis und 
die Verbreitung beiliegender Texte zu fördern.

Für die wertvolle Zusammenarbeit sehr zum Dank 
verpflichtet, grüße ich mit aufrichtiger Hochachtung 
Eure Exzellenz

Ihr Mauro Kard. Piacenza
 Präfekt

 † Celso Morga Iruzubieta
 Titularerzbischof von Alba marittima
 Sekretär

Art. 99 Beschluss der Regional-KODa 
 nordrhein-Westfalen vom 12. März 2012

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer 
Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am  
12. März 2012 beschlossen:
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I. Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsord-
nung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer 
Teil) und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirch-
liches Amtsblatt Münster, Art. 305), zuletzt ge-
ändert am 20.01.2012 (Kirchliches Amtsblatt, 
Art. 31), wird wie folgt geändert:

 An § 8 wird ein neuer § 8a folgenden Wortlauts 
angefügt:

 „§ 8a

 Verschwiegenheitspflicht und Aussagegeneh-
migung in seelsorgerischen Angelegenheiten

(1)  Angelegenheiten, die einem Mitarbeiter im 
Zusammenhang mit seelsorgerischen Tä-
tigkeiten oder zu seelsorgerischen Zwecken 
anvertraut wurden, unterliegen auch dann 
der Verschwiegenheitspflicht, wenn dieser 
nicht ausdrücklich zur Seelsorge beauftragt 
ist. Dies gilt auch über den Bereich eines 
Dienstgebers hinaus sowie nach Beendi-
gung des Dienstverhältnisses. 

(2)  Absatz 1 gilt nicht, soweit Tatsachen mit-
geteilt werden, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedürfen. Eine Verpflichtung, geplante 
Straftaten anzuzeigen, bleibt von Absatz 1 
unberührt.

(3)  Ein Mitarbeiter, der vor Gericht oder au-
ßergerichtlich über Angelegenheiten, für 
die Absatz 1 gilt, aussagen oder Erklä-
rungen abgeben soll, bedarf hierfür der 
Genehmigung. Dies gilt auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des § 54 Strafpro-
zessordnung (StPO) oder § 376 Zivilpro-
zessordnung (ZPO) nicht erfüllt sind. Die 
Genehmigung erteilt der Dienstgeber oder, 
wenn das Dienstverhältnis beendet ist, der 
letzte Dienstgeber. Hat sich der Vorgang, 
der den Gegenstand der Äußerung bildet, 
bei einem früheren Dienstgeber ereignet, 
darf die Genehmigung nur mit dessen Zu-
stimmung erteilt werden.

(4)  Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, 
soll nur zum Schutz des Beratungs- und 
Seelsorgegeheimnisses versagt werden. Ist 
der Mitarbeiter Partei oder Beschuldigter 
in einem gerichtlichen Verfahren oder soll 
sein Vorbringen der Wahrnehmung seiner 
berechtigten Interessen dienen, darf die 
Genehmigung auch dann, wenn die Voraus-
setzungen des Satzes 1 erfüllt sind, nur ver-
sagt werden, wenn die dienstlichen Rück-

sichten dies unabweisbar erfordern. Wird 
sie versagt, ist dem Mitarbeiter der Schutz 
zu gewähren, den er zur Vertretung seiner 
Interessen benötigt.“

II.  Die vorstehende Änderung tritt am 1. Juli 2012 
in Kraft.

III.  Den vorstehenden Beschluss setze ich für das 
Bistum Münster in Kraft.

Münster, den 18. April 2012

L. S. † Dr. Felix Genn
 Bischof von Münster

Art. 100 Ordnung der arbeitsrechtlichen 
 Kommission des Deutschen Caritasverbandes  
 einschließlich Wahlordnungen

I. Die 10. und 11. Delegiertenversammlung des 
Deutschen Caritasverbandes hat am 22. Februar 
und 19. Oktober 2011 die folgenden Ordnungen 
beschlossen:

 „Ordnung der arbeitsrechtlichen 
Kommission des  

Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Stellung und Aufgabe
(1) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine 

ständige Kommission besonderer Art der De-
legiertenversammlung des Deutschen Caritas-
verbandes (vgl. § 9 Abs. 3 seiner Satzung). 
2Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bedürfen nicht der Zustimmung der 
Delegiertenversammlung.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der 
Grundlage des Artikels 7 der Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse die von den deutschen 
Bischöfen für die Einrichtungen im Bereich 
des Deutschen Caritasverbandes anerkannte 
Kommission zur Ordnung des kircheneigenen 
Arbeitsvertragsrechts.

(3) 1Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist die Beschlussfassung von Rechtsnormen 
über Inhalt, Abschluss und Beendigung von 
Dienstverhältnissen mit kirchlich-caritativen 
Rechtsträgern im Bereich des Deutschen Cari-
tasverbandes, solange und soweit die „Zentrale 
Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertrags-
rechtes im kirchlichen Dienst“ (Zentral-KODA) 
von ihrer Regelungsbefugnis gemäß § 3 Abs. 1 
Zentral-KODA-Ordnung keinen Gebrauch ge-
macht hat oder macht. 2Solche Beschlüsse der 
Zentral-KODA stehen mit ihrer Inkraftsetzung 
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den Beschlüssen nach dieser Ordnung gleich. 
3Regelungsbefugnisse in anderen diözesanen 
Ordnungen bleiben unberührt.

§ 2 Zusammensetzung
(1) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission besteht 

aus einer Bundeskommission, sechs Regional-
kommissionen und dem/der Vorsitzenden. 2Die 
Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommission wählen jeweils 
Leitungsausschüsse gemäß § 5a.

(2) 1Die Bundeskommission besteht aus 28 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
28 Vertreter(inne)n der Dienstgeber und dem/
der Vorsitzenden nach § 3 Abs. 1. 2Der Lei-
tungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht aus 
sieben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) 
und der Leitungsausschuss der Dienstgebersei-
te aus sieben Vertreter(inne)n der Dienstgeber, 
die jeweils Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind.

(3) Die Bundeskommission hat im Hinblick auf die 
ihr nach § 1 Abs. 3 und § 10 zugewiesenen Be-
reiche eine bundesweite Regelungszuständig-
keit.

(4) Die Regionalkommissionen bestehen

- für die Region Nord aus jeweils sechs 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber,

- für die Region Ost aus jeweils zwölf 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber,

- für die Region Nordrhein-Westfalen 
aus jeweils zehn Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber,

- für die Region Mitte aus jeweils zehn 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber,

- für die Region Baden-Württemberg 
aus jeweils sechs Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber und

- für die Region Bayern aus jeweils vierzehn 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber.

(5)  Die Regionalkommissionen haben im Hinblick 
auf die ihnen nach § 1 Abs. 3 und § 10 zugewie-
senen Bereiche eine Regelungszuständigkeit 
beschränkt auf die Einrichtungen ihrer Region 
und zwar

- die Regionalkommission Nord für das Gebiet 
der Bistümer Hildesheim und Osnabrück so-
wie den Offizialatsbezirk Oldenburg;

- die Regionalkommission Ost für das Gebiet 
der (Erz-)Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, 
Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg;

- die Regionalkommission Nordrhein-West-
falen für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Aa-
chen, Essen, Köln, Münster (ohne den Offi-
zialatsbezirk Oldenburg) und Paderborn;

- die Regionalkommission Mitte für das Ge-
biet der Bistümer Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer und Trier;

- die Regionalkommission Baden-Württem-
berg für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Frei-
burg und Rottenburg-Stuttgart;

- die Regionalkommission Bayern für das 
Gebiet der (Erz-)Bistümer Augsburg, Bam-
berg, Eichstätt, München und Freising, Pas-
sau, Regensburg und Würzburg.

(6) 1Eine Stellvertretung findet nicht statt, jedoch 
ist eine Stimmrechtsübertragung möglich. 2Ein 
Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein 
übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die Über-
tragung des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle 
in Textform nachzuweisen.

(7)  Die neu gewählten Regionalkommissionen 
konstituieren sich spätestens zwei Monate und 
die neu gewählte Bundeskommission konstitu-
iert sich spätestens drei Monate nach Beginn 
der Amtsperiode. 

§ 3 Leitung und Geschäftsführung
(1) 1Der/Die Präsident(in) des Deutschen Caritas-

verbandes oder in seinem/ihrem Auftrag ein(e) 
Vizepräsident(in) führt in der Bundeskommis-
sion den Vorsitz und repräsentiert die Arbeits-
rechtliche Kommission nach außen. 2Der/Die 
Vorsitzende wirkt auf eine sachgerechte Bera-
tung und Beschlussfassung hin. 3Er/Sie hat das 
Recht zur Teilnahme an allen Sitzungen der 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 4Das gilt auch 
für die gemeinsamen Sitzungen der Leitungs-
ausschüsse (§ 5a Abs. 6).

(2)  Der/Die Vorsitzende der Bundeskommission 
hat kein Stimmrecht und ist zur unparteiischen 
Amtsführung verpflichtet.

(3)  1Die Regionalkommissionen wählen jeweils 
für ihre Kommission eine(n) Vorsitzende(n) 
und eine(n) stellvertretende(n) Vorsitzende(n). 
2Der/Die Vorsitzende und der/die stellvertre-
tende Vorsitzende werden zu Beginn der Amts-
zeit mit der Maßgabe gewählt, dass diese Funk-
tionen jeweils von einem/einer Vertreter(in) der 
Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite wahr-
genommen werden und die Funktionen nach 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2012 Nr. 11116

Ablauf der Hälfte der Amtsperiode wechseln. 
3Können sich die Mitglieder der Regionalkom-
missionen nicht darüber einigen, wer zuerst den 
Vorsitz übernimmt, entscheidet das Los. 4Die 
Wahlen erfolgen jeweils durch die Mehrheit 
der Gesamtzahl der Mitglieder der Regional-
kommissionen in geheimer Abstimmung; sie 
werden von der Geschäftsstelle durchgeführt. 
5Aufgabe der/des Vorsitzenden ist die Leitung 
der Sitzungen der Regionalkommissionen mit 
Unterstützung der stellvertretenden Vorsitzen-
den. 6Bei der konstituierenden Sitzung und bis 
zur Wahl der/des Vorsitzenden leitet das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. 
7Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stell-
vertretende Vorsitzende vorzeitig aus dem Amt 
aus, findet für den Rest der vorgesehenen Zeit 
der Amtsführung eine Nachwahl statt.

(4)  1Die Arbeitsrechtliche Kommission hat 
eine Geschäftsstelle; sie kann Regional-
stellen einrichten. 2Diese werden von dem/
der Geschäftsführer(in) der Arbeitsrecht-
lichen Kommission geleitet, den/die der/die 
Präsident(in) bestimmt. 3Die Geschäftsstel-
le übernimmt die laufenden Geschäfte der 
Bundes-kommission und der Regionalkom-
missionen im Einvernehmen mit den jewei-
ligen Vorsitzenden. 4Das Nähere regelt eine 
Geschäftsordnung, die der/die Präsident(in) im 
Einvernehmen mit den Leitungsausschüssen 
der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite 
erlässt.

(5)  1Das für Personalfragen zuständige Mitglied 
des Vorstands des Deutschen Caritasverbandes 
hat ein Recht zur Teilnahme an den Sitzungen 
der Bundeskommission. 2Der Wunsch der Teil-
nahme ist vorher anzuzeigen.

§ 4 Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen)  
– Mitarbeiterseite

(1)  1Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Re-
gionalkommissionen werden in jedem in dem 
Gebiet der jeweiligen Regionalkommission 
liegenden (Erz-)Bistum sowie im Offizialats-
bezirk Oldenburg jeweils zwei Mitglieder, in 
den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart jeweils drei Mitglieder, für einen Zeit-
raum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Wiederwahl ist möglich.

(2)  1Für die Mitarbeiterseite in der Bundeskommis-
sion wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offi-
zialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied 
für einen Zeitraum von vier Jahren (Amtspe-
riode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich. 3Das 

Mitglied der Bundeskommission ist zugleich 
eines der Mitglieder einer Regionalkommission 
nach Absatz 1.

(3)  1Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/dieje-
nige, dessen/deren Dienstverhältnis sich nach 
den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-
richtungen des Deutschen Caritasverbandes 
regelt und der/die nach der Mitarbeitervertre-
tungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums 
das passive Wahlrecht besitzt. 2Nicht wählbar 
ist, wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses 
gemäß § 2 oder eines Wahlvorstandes gemäß 
§ 3 der Wahlordnung für die Vertreter(innen) 
der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist.

(4)  Das Nähere regelt die Wahlordnung für die 
Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission, die Bestand-
teil dieser Ordnung ist.

§ 5 Vertreter(innen) der Dienstgeber  
– Dienstgeberseite

(1)  1Für die Dienstgeberseite in den jewei-
ligen Regionalkommissionen wird von den 
Vertreter(inne)n der Rechtsträger in jedem in 
dem Gebiet der jeweiligen Regionalkommis-
sion liegenden (Erz-)Bistum sowie im Offizi-
alatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, in 
den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart jeweils zwei Mitglieder, für einen 
Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) ge-
wählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2)  1Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der 
Landes-Caritasverband Oldenburg entsendet 
zusätzlich jeweils ein weiteres Mitglied der 
Dienstgeberseite in die entsprechende Regi-
onalkommission für einen Zeitraum von vier 
Jahren (Amtsperiode). 2Das entsandte Mitglied 
koordiniert in Abstimmung mit dem/der nach 
Absatz 1 gewählten Vertreter(in) die Interes-
sen der Dienstgeber im Gebiet des jeweiligen 
Diözesan-Caritasverbandes beziehungsweise 
des Landes-Caritasverbandes Oldenburg. 3Wie-
derentsendung ist möglich.

(3)  1Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bun-
deskommission werden durch die Mitglieder 
der Dienstgeberseite aller Regionalkommissi-
onen in einer gemeinsamen Wahlversammlung 
für einen Zeitraum von vier Jahren (Amtspe-
riode) gewählt. 2Von den 28 Mitgliedern der 
Bundeskommission müssen mindestens 14 
Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkom-
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mission sein. 3Jede Regionalkommission muss 
mit mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 
4Wiederwahl ist möglich.

(4)  1Wählbar beziehungsweise entsendbar als 
Vertreter(in) der Dienstgeber ist derjenige/
diejenige, der/die Mitglied eines Organs eines 
kirchlich-caritativen Rechtsträgers ist, das zur 
gesetzlichen Vertretung berufen ist, oder der/die 
leitende(r) Mitarbeiter(in) eines kirchlich-cari-
tativen Rechtsträgers nach der Mitarbeiterver-
tretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums 
ist. 2Nicht wählbar beziehungsweise entsendbar 
ist, wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses 
nach § 2 oder eines Wahlvorstandes nach § 3 
der Wahlordnung für die Vertreter(innen) der 
Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion ist.

(5)  Das Nähere regelt die Wahlordnung für die 
Vertreter(innen) der Dienstgeber in der Arbeits-
rechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser 
Ordnung ist.

§ 5a Leitungsausschüsse
(1)  Der Leitungsausschuss der Mitarbeitersei-

te besteht aus sieben Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen), der Leitungsausschuss der 
Dienstgeberseite aus sieben Vertreter(inne)n 
der Dienstgeber. 

(2)  1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommission wählen für die 
jeweilige Amtsperiode aus ihrer Mitte sieben 
Vertreter(innen) als Leitungsausschuss der Mit-
arbeiterseite. 2Mindestens vier Mitglieder des 
Leitungsausschusses müssen Mitglieder der 
Bundeskommission sein. 

(3)  1Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommission wählen für die 
jeweilige Amtsperiode aus ihrer Mitte sieben 
Vertreter(innen) als Leitungsausschuss der 
Dienstgeberseite. 2Mindestens vier Mitglieder 
des Leitungsausschusses müssen Mitglieder der 
Bundeskommission sein. 

(4)  1Die Wahlen zum Leitungsausschuss erfolgen 
auf beiden Seiten anlässlich ihrer jeweils ersten 
Mitgliederversammlung zu Beginn der jewei-
ligen Amtsperiode in geheimer Abstimmung. 
2Zunächst werden in einer ersten Wahl vier Mit-
glieder aus der Bundeskommission gewählt. 
3Anschließend werden in einer zweiten Wahl 
aus den Mitgliedern der Mitgliederversamm-
lung die übrigen Mitglieder gewählt. 4Gewählt 
sind jeweils die Kandidat(inn)en mit der jeweils 
höchsten Stimmenzahl. 5Bei Stimmengleichheit 

findet zwischen stimmengleichen Personen eine 
Stichwahl statt. 6Besteht auch danach Stimmen-
gleichheit, entscheidet das Los. 

(5)  1Die Leitungsausschüsse konstituieren sich spä-
testens zwei Monate nach Beginn der Amtspe-
riode. 2Bis zu den Wahlen führen die Mitglieder 
des Leitungsausschusses der vorherigen Amts-
periode die laufenden Geschäfte weiter, so-
weit sie erneut Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind. 3Sie bereiten insbesondere 
die erste Mitgliederversammlung vor.

(6)  1Die Leitungsausschüsse bereiten gemeinsam 
die Sitzungen der Bundeskommission vor. 2Sie 
schlagen die Tagesordnung vor und erarbeiten 
Beschlussanträge, die zur Entscheidung der 
Bundeskommission gestellt werden. 3Die Lei-
tungsausschüsse geben sich eine gemeinsame 
Geschäftsordnung. 4Die Mitglieder des Lei-
tungsausschusses der Mitarbeiter- beziehungs-
weise der Dienstgeberseite, die nicht Mitglieder 
der Bundeskommission sind, können als Gäste 
an den Sitzungen der Bundeskommission teil-
nehmen.

(7)  1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite 
führt die laufenden Geschäfte, leitet die Mit-
arbeiterseite nach innen und vertritt sie nach 
außen auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlungen. 2Er organisiert ins-
besondere die Kommunikation auf der Mitar-
beiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ist für die Umsetzung des Budgets der Mit-
arbeiterseite sowie für die Fachaufsicht über die 
hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der Mitar-
beiterseite verantwortlich. 

(8)  1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite 
führt die laufenden Geschäfte, leitet die Dienst-
geberseite nach innen und vertritt sie nach 
außen auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlungen. 2Er organisiert ins-
besondere die Kommunikation auf der Dienst-
geberseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ist für die Umsetzung des Budgets der 
Dienstgeberseite sowie für die Fachaufsicht 
über die hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der 
Dienstgeberseite verantwortlich.

§ 5b Mitgliederversammlungen
(1)  1Auf Bundesebene finden jeweils auf Dienst-

geber- und auf Mitarbeiterseite Mitgliederver-
sammlungen statt. 2Sie setzen sich zusammen 
aus allen Mitgliedern der Bundeskommission 
und der Regionalkommissionen der jeweiligen 
Seite. 
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(2)  1Aufgaben der Mitgliederversammlungen 
sind die Wahl des Leitungsausschusses 
der jeweiligen Seite nach § 5a, Wahlen der 
Vertreter(innen) ihrer Seite, soweit diese oder 
eine andere Ordnung die Vertretung der jewei-
ligen Seite vorsehen, sowie der Beschluss von 
Grundsätzen des tarifpolitischen Vorgehens. 

(3)  Die Mitgliederversammlungen geben sich je-
weils eine Geschäftsordnung.

§ 6 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft
(1)  Das Amt eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen 

Kommission endet vorzeitig

- durch Niederlegung des Amtes in schrift-
licher Form,

- im Falle grober Vernachlässigung oder gro-
ber Verletzung der Befugnisse und Pflichten 
als Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission,

- bei einem Wegfall der Voraussetzungen für 
die Wählbarkeit beziehungsweise Entsend-
barkeit nach § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 4.

(2) 1Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe 
Verletzung der Befugnisse und Pflichten nach 
Absatz 1 entscheidet das Kirchliche Arbeits-
gericht. 2Voraussetzung ist im Hinblick auf ein 
Mitglied der Bundeskommission ein Antrag 
der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, im Hinblick auf ein Mitglied 
einer Regionalkommission ein Antrag der je-
weiligen Regionalkommission.

(3)  Über den Wegfall der Voraussetzungen für die 
Wählbarkeit nach § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 4 ent-
scheidet der jeweilige Leitungsausschuss für 
deren Mitglieder.

(4)  1Ist ein Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission durch Krankheit oder in sonstiger 
Weise längerfristig an der Ausübung des 
Amtes verhindert, kann der/die Vorsitzende 
der Arbeitsrechtlichen Kommission diese Ver-
hinderung des Mitglieds feststellen. 2Dazu ist 
nach Möglichkeit das Mitglied durch den/die 
Vorsitzende(n) anzuhören. 3Für den Zeitraum 
der Verhinderung wird dann ein Ersatzmitglied 
bestimmt. 4Dies erfolgt für Mitglieder der Mit-
arbeiterseite entsprechend § 4 Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 7 Wahlordnung der Mitarbeiterseite, 
für Mitglieder der Dienstgeberseite gemäß § 5 
Abs. 6 in Verbindung mit § 7 der Wahlord-
nung der Dienstgeberseite. 5Das Ersatzmitglied 
nimmt ab dem Zeitpunkt seiner Bestimmung 
alle Rechte und Pflichten eines Mitglieds der 
Arbeitsrechtlichen Kommission wahr. 6Dies 

gilt insbesondere im Hinblick auf § 8. 7Teilt 
das Mitglied den Wegfall seiner Verhinderung 
schriftlich mit, stellt der/die Vorsitzende das 
Ende der Verhinderung fest. 8Damit endet die 
Amtszeit des Ersatzmitglieds. 9Scheidet das 
Mitglied endgültig aus, rückt das Ersatzmit-
glied an seine Stelle.

§ 7 Interne Beratung beider Seiten
1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite 

werden jeweils durch eigene, insbesondere im Ta-
rif- und Arbeitsrecht kundige und beim Deutschen 
Caritasverband e.V. in einem Beschäftigungsver-
hältnis stehende Personen unterstützt, die nicht 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 
2Die Entscheidung über die Einstellung erfolgt im 
Einvernehmen mit der jeweiligen Seite. 3Diese Per-
sonen können mit Zustimmung der jeweiligen Seite 
beratend an den Sitzungen der Bundeskommission, 
der Regionalkommissionen, der Ausschüsse und der 
internen Beratungen teilnehmen.

§ 8 Rechtsstellung der Mitglieder,  
Freistellung und Kostenersatz

(1)  1Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist ihre Tätigkeit anlässlich der 
Wahrnehmung von Rechten oder in der Erfül-
lung von Pflichten nach dieser Ordnung Dienst 
im Rahmen ihres Dienstverhältnisses und im 
Sinne von Unfallfürsorgebestimmungen. 2Die 
Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on führen ihr Amt im Rahmen der dienstlichen 
Aufgaben.

(2)  Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion sind in der Ausübung ihres Amtes zu unter-
stützen und dürfen dabei weder behindert noch 
aufgrund ihrer Tätigkeit benachteiligt oder be-
günstigt werden.

(3)  1Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitar-
beiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
in notwendigem Umfang zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben ohne Minderung 
der Bezüge und des Erholungsurlaubs von ihren 
dienstlichen Aufgaben freizustellen. 2Die Frei-
stellung enthält den Anspruch auf Reduzierung 
der dienstlichen Aufgaben und erfolgt bis zum 
Ablauf der jeweiligen Amtsperiode. 3Für die 
Mitglieder der Dienstgeberseite erfolgt grund-
sätzlich anstelle der Freistellungen jeweils ein 
pauschalierter Kostenersatz an den jeweiligen 
Anstellungsträger. 4Über die Höhe der Pauscha-
le entscheidet der Caritasrat und teilt dies der 
Arbeitsrechtlichen Kommission mit.
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eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit, es 
sei denn, die Mitgliedschaft ist nach § 6 Abs. 
1 vorzeitig beendet worden. 3Wird gegenüber 
einem Mitglied der Mitarbeiterseite eine be-
triebsbedingte Kündigung ausgesprochen, hat 
der Dienstgeber zur Berücksichtigung der Be-
lange des Dritten Weges den Ältestenrat gemäß 
§ 14 anzuhören; dies ist keine Wirksamkeitsvo-
raussetzung für die Erklärung der Kündigung.

§ 9 Arbeitsweise
(1)  1Die Bundeskommission, die Regionalkom-

missionen, die Leitungsausschüsse und die 
Mitgliederversammlungen treten bei Bedarf 
zusammen. 2Eine Sitzung hat außerdem stattzu-
finden, wenn dies von der Hälfte der Mitglieder 
des jeweiligen Gremiums schriftlich und unter 
Angabe von Gründen verlangt wird.

(2)  Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesord-
nung hat für die Sitzungen der Bundes- und der 
Regionalkommissionen in der Regel drei Wo-
chen vor dem Sitzungstermin zu erfolgen. 

(3)  1Anträge an die jeweiligen Kommissionen kön-
nen nur deren Mitglieder stellen. 2Abweichend 
hiervon werden Anträge nach § 11 von der (Ge-
samt-)Mitarbeitervertretung oder dem Dienst-
geber oder von beiden gestellt.

(4)  1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission und ihrer Ausschüsse sind nicht öffent-
lich. 2Es können Sachverständige hinzugezogen 
werden.

(5)  Die Leitungsausschüsse, die Mitgliederver-
sammlungen und die Bundeskommission sowie 
die Regionalkommissionen geben sich jeweils 
eine Geschäftsordnung.

§ 10 Zuständigkeiten der Bundeskommission  
und der Regionalkommissionen 

(1)  1Die Bundeskommission hat eine umfassende 
Regelungszuständigkeit mit Ausnahme der Be-
reiche, die ausschließlich den Regionalkom-
missionen zugewiesen sind. 2In den ausschließ-
lich den Regionalkommissionen zugewiesenen 
Bereichen bestehen Bandbreiten; sie betragen 
für die Festlegung der Höhe aller Vergütungs-
bestandteile von den mittleren Werten 20 v.H. 
Differenz nach oben und nach unten, für die 
Festlegung des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungs-
urlaubs von den mittleren Werten 10 v.H. Dif-
ferenz nach oben und nach unten. 3Die Bunde-
skommission legt die mittleren Werte fest; sie 
kann den Umfang der Bandbreiten durch Be-
schluss verändern.

(4)  1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Re-
gionalkommissionen sind auf Antrag zur ord-
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben 
jeweils bis zu 30 v.H. der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeit-
beschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder 
der Dienstgeberseite in den Regionalkommis-
sionen beträgt der pauschalierte Kostenersatz 
für den Anstellungsträger jeweils bis zu 20 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 
10 v.H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten 
werden dem Budget der Dienstgeberseite zuge-
rechnet.

(5)  1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der 
Bundeskommission sind auf Antrag zur ord-
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben 
jeweils bis zu 20 v.H. der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeit-
beschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder 
der Dienstgeberseite in der Bundeskommissi-
on beträgt der pauschalierte Kostenersatz für 
den Anstellungsträger jeweils bis zu 10 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 
10 v.H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten 
werden dem Budget der Dienstgeberseite zuge-
rechnet.

(6)  Die Mitglieder der Mitarbeiterseite im Lei-
tungsausschuss sind auf Antrag zur ordnungs-
gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils 
bis zu 25 v.H. der durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbe-
schäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder 
der Dienstgeberseite im Leitungsausschuss be-
trägt der pauschalierte Kostenersatz für den An-
stellungsträger jeweils bis zu 20 v.H. der durch-
schnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 5 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem 
Budget der Dienstgeberseite zugerechnet.

(7)  1Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an 
ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies 
gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(8)  1Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommission gelten die 
Schutzbestimmungen, wie sie für Mitglieder 
der Mitarbeitervertretungen nach der Mitar-
beitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)
Bistums gelten. 2Dies gilt ebenfalls innerhalb 
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 4Die Bundeskommission kann die Geltung der 
mittleren Werte und Bandbreiten zeitlich be-
fristen. 5Nach Ablauf des Geltungszeitraums 
besteht für die Regionalkommissionen keine 
Möglichkeit, neue Werte zur Höhe der Ver-
gütungsbestandteile, zum Umfang der regel-
mäßigen Arbeitszeit und zum Umfang des Er-
holungsurlaubs zu beschließen. 6Es gelten die 
zu diesem Zeitpunkt gültigen Werte der Regi-
onalkommission unverändert fort. 7Beschlüsse 
nach § 11 sind weiterhin zulässig. 8Die Band-
breiten gelten nicht für Beschlüsse nach § 11.

(2)  1Die Regionalkommissionen sind ausschließ-
lich zuständig für die Festlegung der Höhe al-
ler Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 
regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs. 2Dabei haben sie die von 
der Bundeskommission nach Absatz 1 fest-
gelegten Bandbreiten einzuhalten. 3Fasst die 
Bundeskommission nach Aufforderung durch 
den Beschluss einer Regionalkommission nicht 
innerhalb von sechs Monaten einen Beschluss 
zur Festsetzung eines mittleren Wertes und des 
Umfangs einer Bandbreite, kann die Regional-
kommission einen eigenen Beschluss nach Ab-
satz 2 Satz 1 ohne eine nach Absatz 1 Sätze 2 
und 3 festgelegte Bandbreite fassen. 4Beschlüs-
se einer Regionalkommission, die außerhalb 
der durch die Bundeskommission festgelegten 
Bandbreite liegen, sind als Beschluss der äu-
ßersten von der Bundeskommission als zulässig 
festgelegte Bandbreite auszulegen.

(3)  1Die Regionalkommissionen können zudem 
Regelungen der Beschäftigungssicherung be-
schließen. 2Soweit diese Regelungen im Wider-
spruch zu Regelungen der Bundeskommission 
stehen, gehen die Regelungen der Regional-
kommissionen vor.

(4)  Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss bei der Bundeskommission beantragen, 
von einer festgelegten Bandbreite abweichen 
zu dürfen.

(5)  1Die Regionalkommissionen können durch 
Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten 
zeitlich befristet an die Bundeskommission 
übertragen, die Bundeskommission kann durch 
Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten 
zeitlich befristet an eine oder mehrere Regio-
nalkommissionen übertragen. 2Erfolgt ein sol-
cher Beschluss, bedarf die Übertragung der Zu-
stimmung durch die Kommissionen, die diese 
Zuständigkeiten erhalten.

(6)  1Die Regionalkommissionen können durch 
Beschluss die Bundeskommission auffordern, 
in einer der Bundeskommission zugeordneten 
Regelungszuständigkeit einen Beschluss zu 
fassen, wenn sie dazu einen eigenen Rege-
lungsvorschlag vorlegen. 2Fasst die Bundes-
kommission nicht innerhalb von sechs Monaten 
einen Beschluss mit dieser oder einer anderen 
Regelung, kann die Regionalkommission an-
stelle der Bundeskommission einen eigenen 
Beschluss fassen. 3Dies gilt auch für den Fall, 
dass die Bundeskommission nach Aufforde-
rung durch Beschluss einer Regionalkom-
mission keine mittleren Werte für die Höhe 
der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 
regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs innerhalb von sechs Monaten 
festlegt; dann kann die Regionalkommission 
die Höhe der Vergütungsbestandteile, den Um-
fang der regelmäßigen Arbeitszeit und den Um-
fang des Erholungsurlaubs ohne mittlere Werte 
verändern. 4Fasst die Bundeskommission nach 
Ablauf von sechs Monaten einen Beschluss 
entsprechend dem Regelungsvorschlag der Re-
gionalkommission oder mit einer anderen Re-
gelung, erlischt die Beschlusskompetenz der 
Regionalkommission. 5Soweit die von der Re-
gionalkommission beschlossenen Regelungen 
im Widerspruch zu späteren Beschlüssen der 
Bundeskommission stehen, gehen die Rege-
lungen der Bundeskommission vor. 6Dabei hat 
die Bundeskommission eine Übergangsrege-
lung festzulegen. 7Soweit diese Übergangsre-
gelung nicht erfolgt, gelten die Beschlüsse der 
Regionalkommission weiter.

(7) Die Bundeskommission und die Regionalkom-
missionen haben auch eine Zuständigkeit für 
spartenspezifische Regelungen.

§ 11 Einrichtungsspezifische Regelungen
(1)  1Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder je-

der Dienstgeber oder beide gemeinsam können 
für die Gesamtheit der Einrichtungen eines Trä-
gers, für eine Einrichtung oder für Teile einer 
Einrichtung einen schriftlich zu begründenden 
Antrag an die zuständige Regionalkommission 
stellen, von den durch die Regionalkommissi-
on festgelegten Regelungen abzuweichen. 2Zur 
Begründung hat der Antragsteller geeignete 
Unterlagen vorzulegen. 3Bei Anträgen einer 
(Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine sub-
stantiierte Darstellung aus. 4Die Regionalkom-
mission kann von dem Dienstgeber der Einrich-
tung geeignete Unterlagen anfordern.
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(2)  Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrich-
tungen eines Trägers betreffen, die im Zustän-
digkeitsbereich von mehreren Regionalkom-
missionen liegen, ist in Abweichung von § 2 
Abs. 5 die Regionalkommission zuständig, in 
der der Träger seinen Sitz hat.

(3)  1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet 
eine Unterkommission der Regionalkommissi-
on (Absatz 4) innerhalb von drei Monaten durch 
Beschluss. 2Soweit sie Abweichungen zulässt, 
sind diese zeitlich zu befristen. 3Die Frist nach 
Satz 1 beginnt mit der Feststellung der Vollstän-
digkeit der eingereichten Unterlagen durch die 
Geschäftsstelle.

(4)  1Für Anträge nach Absatz 1 werden Unterkom-
missionen der Regionalkommission einge-
richtet. 2Die Unterkommissionen werden aus 
Mitgliedern der Regionalkommission besetzt. 
3Sie bestehen aus zwei Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und zwei Vertreter(inne)
n der Dienstgeber. 4Die Regionalkommis-
sion kann eine Erhöhung auf jeweils drei 
Vertreter(innen) jeder Seite beschließen. 5Die 
Besetzung und das Verfahren regelt die Regi-
onalkommission. 6Ein Mitglied der Unterkom-
mission wird von den Mitgliedern dieser Unter-
kommission zum/zur Vorsitzenden, ein anderes 
Mitglied zum/zur stellvertretenden Vorsitzen-
den bestimmt. 7Die Anstellungsträger der Mit-
glieder der Unterkommission sollen nicht in 
einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zur 
antragstellenden Einrichtung stehen. 8Die Mit-
glieder der Unterkommission sollen Gespräche 
mit der betroffenen (Gesamt-) Mitarbeiterver-
tretung und dem betroffenen Dienstgeber füh-
ren. 9Sie können Sachverständige hinzuziehen.

(5)  Fasst die Unterkommission der Regionalkom-
mission zu dem Antrag einen einstimmigen Be-
schluss oder einen Beschluss mit der Mehrheit 
von drei Viertel der Mitglieder der Unterkom-
mission oder wird der Antrag einstimmig oder 
mit drei Viertel der Mitglieder der Unterkom-
mission abgelehnt, ist ihre Entscheidung ab-
schließend.

(6)  1Erreicht ein Antrag in der Unterkommission 
der Regionalkommission nicht die erforder-
liche Mehrheit, stimmen ihm jedoch die Hälfte 
der Mitglieder der Unterkommission zu, oder 
entscheidet die Unterkommission der Regional-
kommission aus Gründen, die der Antragsteller 
nicht zu vertreten hat, nicht innerhalb von drei 
Monaten über den Antrag, kann der Antragstel-
ler innerhalb eines Monats ein Vermittlungsver-

fahren nach Absatz 8 einleiten. 2Die Anrufung 
des Vermittlungsausschusses beendet das Ver-
fahren vor der Unterkommission.

(7)  Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen 
nach dieser Bestimmung kann von dem betrof-
fenen Dienstgeber eine Beratungsgebühr und/
oder eine Beschlussgebühr erhoben werden; 
Grundlage ist eine Gebührenordnung, die der 
Caritasrat des Deutschen Caritasverbandes auf 
Antrag des/der Vorsitzenden der Bundeskom-
mission erlässt.

(8)  1Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird 
der Vermittlungsausschuss nach § 16 Abs. 1 
in Verbindung mit § 16 Abs. 10 tätig. 2Dieser 
entscheidet durch Spruch mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder. 3Eine Stimmenthaltung ist 
nicht möglich. 4Der Spruch tritt an die Stelle 
eines Beschlusses der Unterkommission der 
Regionalkommission. 5§ 16 gilt mit Ausnahme 
des Absatzes 2 entsprechend. 6Entscheidet der 
Vermittlungsausschuss nicht binnen eines Mo-
nats, wird die Fälligkeit der anzuwendenden 
Regelungen insoweit aufgeschoben, wie eine 
Abweichung im Vermittlungsverfahren bean-
tragt wird. 7Die Obergrenze ist der ursprünglich 
gestellte Antrag.

(9)  Wird im Vermittlungsausschuss die Befan-
genheit eines Mitglieds des Vermittlungsaus-
schusses festgestellt, rückt das Mitglied der 
jeweiligen Seite aus dem erweiterten Vermitt-
lungsausschuss nach.

§ 12 Ausschüsse
(1) 1Die Kommissionen können zur Behandlung 

bestimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 
2Diese bereiten die Beschlüsse der Kommissi-
onen vor.

(2)  Die Mitglieder, die Vorsitzenden und die stell-
vertretenden Vorsitzenden der Ausschüsse wer-
den von den Kommissionen aus ihrer Mitte ge-
wählt.

(3)  1Die Ausschusssitzungen werden von dem/der 
Vorsitzenden geleitet, in Abwesenheit von des-
sen/deren Stellvertreter(in). 2Die Einberufung 
der Sitzungen und die Führung der laufenden 
Geschäfte der Ausschüsse übernimmt die Ge-
schäftsstelle.

(4)  Zu den Ausschusssitzungen können Sachver-
ständige hinzugezogen werden.

§ 13 Beschlüsse
(1)  Beschlüsse der Kommissionen von Rechts-

normen über Inhalt, Abschluss und Beendigung 
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von Dienstverhältnissen sowie Beschlüsse der 
Kommissionen nach § 6 Abs. 2 bedürfen, mit 
Ausnahme von § 15 Abs. 4, jeweils einer Mehr-
heit von drei Viertel ihrer Mitglieder. 

(2)  1Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen 
bedürfen der Mehrheit ihrer Mitglieder. 2Son-
stige Beschlüsse sind auch Beschlüsse nach 
§ 10 Abs. 5.

(3)  1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die 
eine mündliche Verhandlung entbehrlich ist, 
können Beschlüsse der Kommissionen durch 
schriftliche Stimmabgabe herbeigeführt wer-
den. 2Sie bedürfen der Einstimmigkeit. 3Über 
die Einleitung des schriftlichen Verfahrens 
entscheidet der/die Vorsitzende der jeweiligen 
Kommission. 4Das Ergebnis der schriftlichen 
Stimmabgabe wird von der Geschäftsstelle 
festgestellt und den jeweiligen Kommissions-
mitgliedern schriftlich mitgeteilt.

(4)  Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission 
findet eine Beschlussfassung in geheimer Ab-
stimmung statt.

§ 14 Ältestenrat
(1)  Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei 

Viertel der Mitglieder der Bundeskommissi-
on, stimmen jedoch mindestens die Hälfte ih-
rer Mitglieder dem Beschluss zu, kann inner-
halb von einem Monat mindestens die Hälfte 
der Mitglieder der Bundeskommission durch 
Antrag den Ältestenrat anrufen, der durch die 
Erarbeitung eines Vermittlungsvorschlages auf 
eine gütliche Einigung hinwirken soll. 

(2)  Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/
der Vorsitzenden der Bundeskommission, der/
die dem Ältestenrat vorsteht, jeweils zwei Mit-
gliedern der Mitarbeiterseite und der Dienst-
geberseite, die jeweils von beiden Seiten der 
Bundeskommission benannt werden, und dem/
der Geschäftsführer(in). 

(3)  Die Regionalkommissionen können in ihren 
Geschäftsordnungen ein entsprechendes Ver-
fahren vorsehen. 

§ 15 Vermittlungsverfahren
(1) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren 

nach § 14 Abs. 1 oder anstelle eines solchen 
Verfahrens kann mindestens die Hälfte der Mit-
glieder der Bundeskommission innerhalb von 
einem Monat durch Antrag den Vermittlungs-
ausschuss zur Vorlage eines Vermittlungsvor-
schlags anrufen. 2Die Mitglieder der Bundes-
kommission, die nicht für den Antrag gestimmt 

haben, haben die Möglichkeit, gemeinsam 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positi-
onieren, Gegenvorstellungen und eigene Forde-
rungen einzubringen, soweit dies nicht bereits 
geschehen ist.

(2)  1Das Vermittlungsverfahren wird durch den Ver-
mittlungsausschuss mit einem Vermittlungsvor-
schlag oder mit der Feststellung abgeschlossen, 
keinen Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu 
können. 2Einem Vermittlungsvorschlag muss 
die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder 
des Vermittlungsausschusses zustimmen. 3Der 
Vermittlungsausschuss legt den Vermittlungs-
vorschlag der jeweiligen Kommission zur 
Entscheidung vor. 4Wird dem Vermittlungs-
vorschlag nicht zugestimmt, bleibt es bei der 
bisherigen Rechtslage.

(3)  1Im Anschluss an ein gescheitertes Vermitt-
lungsverfahren nach Absatz 1 kann mindestens 
die Hälfte der Mitglieder der Bundeskommissi-
on durch Antrag den erweiterten Vermittlungs-
ausschuss anrufen. 2Die Mitglieder der Bundes-
kommission, die nicht für den Antrag gestimmt 
haben, haben die Möglichkeit, gemeinsam 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positi-
onieren, Gegenvorstellungen und eigene Forde-
rungen einzubringen, soweit dies nicht bereits 
geschehen ist. 3Der erweiterte Vermittlungsaus-
schuss hat dann durch Spruch zu entscheiden. 
4Der Spruch hat eine Regelung zu enthalten. 
5Der erweiterte Vermittlungsausschuss ent-
scheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 
6Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. 7Der 
Spruch tritt an die Stelle eines Beschlusses der 
Bundeskommission.

(4)  1Die Bundeskommission kann innerhalb eines 
Monats nach der Verkündung den Spruch des 
Vermittlungsausschusses mit der Mehrheit  
ihrer Mitglieder durch einen eigenen Beschluss 
ersetzen. 2Erst nach Ablauf dieser Frist ist der 
Spruch des Vermittlungsausschusses nach § 18 
in Kraft zu setzen.

(5)  Für die Regionalkommissionen gelten die Ab-
sätze 1 bis 4 entsprechend.

(6)  Unbeschadet der Regelungen in den Absätzen 
1 bis 5 kann der Ortsordinarius im Einzelfall 
das Vorliegen eines unabweisbaren Regelungs-
bedürfnisses unüberprüfbar feststellen und die 
notwendige Entscheidung treffen.

§ 16 Vermittlungsausschuss 
(1)  1Der Vermittlungsausschuss nach § 15 Abs. 1 

setzt sich zusammen aus je einem/einer Vor-
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sitzenden der beiden Seiten, der/die nicht Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist, 
je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und 
der Dienstgeberseite der Bundeskommission 
sowie je einem Mitglied der Mitarbeiterseite 
und Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission ist. 2Der/Die 
Vorsitzende der beiden Seiten haben jeweils 
eine(n) Stellvertreter(in), der/die bei Verhinde-
rung der/des Vorsitzenden tätig wird.

(2)  Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 15 
Abs. 3 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern 
des Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 
und aus je einem weiteren Mitglied der Mitar-
beiterseite und der Dienstgeberseite der Bunde-
skommission sowie je einem weiteren Mitglied 
der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, 
das nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission ist.

(3)  1Die Einladungen zu den Sitzungen des Ver-
mittlungsausschusses erfolgen durch die beiden 
Vorsitzenden. 2Für jedes Vermittlungsverfahren 
nach § 15 Abs. 1 und nach § 15 Abs. 3 wird je-
weils zu Beginn des Verfahrens einvernehmlich 
von den Mitgliedern festgelegt, welche(r) der 
beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflicht-
gemäßem Ermessen leitet und welche(r) unter-
stützend teilnimmt. 3Kommt keine solche ein-
vernehmliche Festlegung zustande, entscheidet 
das Los. 4Der/Die leitende Vorsitzende kann 
Sachverständige hinzuziehen.

(4)  1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem 
Vermittlungsausschuss oder dem erweiterten 
Vermittlungsausschuss einen gemeinsamen 
Vorschlag. 2Bei der Abstimmung über diesen 
Vorschlag haben die beiden Vorsitzenden eine 
einzige gemeinsame Stimme.

(5)  1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses 
und des erweiterten Vermittlungsausschusses 
werden zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode 
der Arbeitsrechtlichen Kommission gewählt. 
2Die beiden Vorsitzenden des Vermittlungsaus-
schusses und ihre Stellvertreter(innen) werden 
gemeinsam von den Mitgliedern der Bundes-
kommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder 
gewählt. 3Die übrigen Mitglieder des Vermitt-
lungsausschusses werden jeweils von den 
Mitgliedern der Bundeskommission mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. 4Die Wahl-
en erfolgen durch geheime Abstimmung; sie 
werden von der Geschäftsstelle vorbereitet und 
durchgeführt.

(6)  1Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungs-
ausschusses beträgt vier Jahre (Amtsperiode). 
Wiederwahl ist zulässig. 2Die Amtszeit eines 
Mitglieds endet vorzeitig, wenn es von seinem 
Amt im Vermittlungsausschuss zurücktritt oder 
wenn es als Mitglied der Bundeskommission 
vorzeitig aus der Bundeskommission ausschei-
det. 3Dann findet für den Rest der Amtszeit eine 
erneute Wahl statt.

(7)  1Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der bei-
den Vorsitzenden oder ihrer Stellvertreter(innen) 
statt. 2Eine Stimmrechtsübertragung ist für Mit-
glieder des Vermittlungsausschusses, die nicht 
Vorsitzende(r) oder Stellvertreter(in) sind, 
möglich. 3Ein Mitglied des Vermittlungsaus-
schusses kann zusätzlich nicht mehr als ein 
übertragenes Stimmrecht ausüben. 4Die Über-
tragung des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle 
in Textform nachzuweisen.

(8)  1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses 
sind nur an ihr Gewissen und die Gesetze ge-
bunden. 2Dies gilt auch bei Stimmrechtsüber-
tragungen.

(9)  Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Ver-
mittlungsausschusses, die nicht Mitglieder der 
Arbeitsrechtlichen Kommission sind, erhalten 
eine angemessene Aufwandsentschädigung, de-
ren Höhe der/die Vorsitzende der Bundeskom-
mission festlegt.

(10) Für die Regionalkommissionen gelten die Ab-
sätze 1 bis 9 entsprechend.

§ 17 Ergänzende Vermittlungsverfahren
Die Kommissionen können ergänzende Vermitt-

lungsverfahren in ihren Geschäftsordnungen festle-
gen oder für den Einzelfall beschließen.

§ 18 Inkrafttreten der Beschlüsse 
(1)  1Die Beschlüsse der jeweiligen Kommission 

sind durch die Geschäftsstelle dem/der jewei-
ligen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr 
zu unterzeichnen. 2Anschließend sind die Be-
schlüsse nach Maßgabe der Richtlinien für die 
Inkraftsetzung der Beschlüsse der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes in ihrer jeweils geltenden Fassung in der 
Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise 
der jeweiligen Region in Kraft zu setzen.

(2)  1Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen 
in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröf-
fentlicht werden. 2Die Beschlüsse der Regional-
kommissionen sollen in geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht werden. 3Dies gilt nicht 
für Beschlüsse, die nach § 11 gefasst werden.
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§ 19 Kosten 
(1)  1Die Kosten der Sitzungen der Arbeitsrecht-

lichen Kommission sowie die Reisekosten (Ko-
sten für Fahrt, Unterkunft und Verpflegung) der 
Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
zu den Kommissions- und Ausschusssitzungen 
werden vom Deutschen Caritasverband im 
Rahmen einer Umlage der Diözesan-Caritas-
verbände und des Landes-Caritasverbandes 
Oldenburg getragen. 2Gleiches gilt für die 
durch eine Freistellung für eine(n) Vertreter(in) 
der Mitarbeiter(innen) der Arbeitsrechtlichen 
Kommission dem jeweiligen Dienstgeber ent-
stehenden Personalkosten und für die durch 
eine Erstattung für eine(n) Vertreter(in) der 
Dienstgeber der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on entstehenden pauschalierten Kosten. 3Dazu 
gehören auch die einem/einer Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) als Mitglied der Arbeits-
rechtlichen Kommission entstehenden Sachko-
sten.

(2)  Die für die Durchführung eines Verfahrens vor 
den kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen 
Auslagen der Verfahrensbeteiligten trägt eben-
falls der Deutsche Caritasverband im Rahmen 
einer Umlage der Diözesan-Caritasverbände 
und des Landes-Caritasverbandes Oldenburg.

(3)  Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im 
Landes-Caritasverband Oldenburg anfallenden 
Aufwendungen für die Umlage zu den Kosten 
der Arbeitsrechtlichen Kommission werden 
von jedem Verband in einem geeigneten Ver-
fahren auf die Rechtsträger der Einrichtungen 
des jeweiligen Verbandsbereichs umgelegt.

§ 19a Budgetausschuss
1Es wird ein Budgetausschuss gebildet. 2Ihm ge-

hören mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeits-
rechtlichen Kommission an. 3Der Budgetausschuss 
bewertet die tatsächliche Verwendung der Finanz-
mittel und erarbeitet Empfehlungen an den Vorstand 
des Deutschen Caritasverbandes über die Höhe des 
Budgets, das die Delegiertenversammlung auf Emp-
fehlung des Vorstandes festlegt. 4Das Nähere regelt 
eine vom Vorstand des Deutschen Caritasverbandes 
erlassene Ordnung.

§ 20 Schlussbestimmungen 
1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

2Die Wahlordnungen der Mitarbeiterseite und der 
Dienstgeberseite treten zum 1. März 2012 in Kraft.

3Bis zum 31. Dezember 2012 gilt die Ordnung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission in der Fassung vom 
24. März 2010.“

„Wahlordnung der Mitarbeiterseite  
gemäß § 4 absatz 4 der Ordnung der  

arbeitsrechtlichen Kommission  
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand
Diese Wahlordnung regelt gemäß § 4 Abs. 4 

der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on des Deutschen Caritasverbandes die Wahl der 
Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) in den Re-
gionalkommissionen und in der Bundeskommission 
der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss
(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der 

Mitarbeiter(innen) in den Regionalkommis-
sionen und in der Bundeskommission leitet 
ein Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), der 
aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den 
Mitgliedern der Mitarbeiterseite in der Bun-
deskommission gewählt. 3Die Mitglieder des 
Ausschusses müssen die Voraussetzungen des 
§ 4 Abs. 3 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission erfüllen. 4Sie dürfen weder für 
die Arbeitsrechtliche Kommission kandidie-
ren noch einer Wahlversammlung oder einem 
Wahlvorstand angehören. 5Auf die Mitglieder 
des Ausschusses findet § 8 Abs. 8 der Ordnung 
der Arbeitsrechtlichen Kommission bis ein-
schließlich sechs Monate nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses entsprechende Anwen-
dung.

(2)  Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens 
acht Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu 
wählen.

(3)  1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung 
zusammen. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der 
in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ und 
geeigneten diözesanen Medien veröffentlicht 
wird, und setzt den Zeitpunkt fest, bis zu dem 
die Wahlhandlungen in den einzelnen (Erz-)
Bistümern und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die Mit-
arbeitervertretung eines jeden Diözesan-Cari-
tasverbandes und des Landes-Caritasverbandes 
Oldenburg oder die diözesane Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen, soweit de-
ren Zuständigkeit im jeweiligen Bistum durch 
bischöfliche Regelung festgelegt ist, auf, unver-
züglich einen Wahlvorstand zu bilden. 4Besteht 
zu diesem Zeitpunkt keine Mitarbeitervertre-
tung, so ist unverzüglich eine Mitarbeiterver-
sammlung einzuberufen, die den Wahlvorstand 
bildet.
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(4)  Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und 
andere Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvor-
stände bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand
(1)  1Die Mitarbeitervertretung eines jeden Diöze-

san-Caritasverbandes und des Landes-Caritas-
verbandes Oldenburg oder die diözesane Ar-
beitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen, 
soweit deren Zuständigkeit im jeweiligen Bis-
tum durch bischöfliche Regelung festgelegt ist, 
bildet für ihren Bereich einen Wahlvorstand, 
der jeweils aus drei Mitgliedern besteht und 
der sich bis spätestens sechs Monate vor Ab-
lauf der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die 
Mitglieder müssen die Voraussetzungen des 
§ 4 Abs. 3 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission erfüllen. 3Sie dürfen weder für 
die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren 
noch dem Vorbereitungsausschuss angehören. 
4Auf die Mitglieder des Wahlvorstandes findet 
§ 8 Abs. 8 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission bis einschließlich sechs Monate 
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ent-
sprechende Anwendung.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Mit-
arbeitervertretungen in Einrichtungen, die auf 
dem Gebiet des (Erz-) Bistums liegen und die 
in den Geltungsbereich der Richtlinien für Ar-
beitsverträge in den Einrichtungen des Deut-
schen Caritasverbandes fallen (§ 2 Abs. 1 AT 
AVR). 2Dazu gehören auch die Mitarbeiterver-
tretungen von Kirchengemeinden/-stiftungen, 
wenn in ihren Bereich eine Tageseinrichtung 
für Kinder fällt, deren Mitarbeiter(innen) un-
ter den Geltungsbereich der Richtlinien fallen. 
3Nur die in der Liste aufgeführten Mitarbeiter-
vertretungen nehmen an der Wahl teil.

(3)  1Der Wahlvorstand soll an diese Mitarbeiter-
vertretungen spätestens sechs Wochen nach 
seiner Konstituierung Wahlbenachrichtigungen 
versenden. 2Mitarbeitervertretungen, die kei-
ne Wahlbenachrichtigung bis spätestens vier 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode erhalten 
haben, können gegen die Nichteintragung in 
der Aufstellung innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen Einspruch einlegen. 3Der 
Wahlvorstand entscheidet über den Einspruch.

(4)  Der Wahlvorstand fordert die Mitarbeiterver-
tretungen auf, innerhalb einer festgelegten 
Frist schriftliche Wahlvorschläge jeweils für 

die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regional-
kommission und für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der Bun-
deskommission abzugeben.

(5)  Der Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahl-
durchgang muss enthalten: 

a)  den Namen des Kandidaten/der Kandidatin; 
b)  den Namen der Einrichtung; 
c)  die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie der Benennung zustimmt; 
d)  die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie das passive Wahlrecht gemäß 
der Mitarbeitervertretungsordnung des je-
weiligen (Erz-)Bistums besitzt; 

e)  die Unterschrift des/der Vorsitzenden oder 
eines Mitglieds der Mitarbeitervertretung.

(6)  Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Ein-
gang eines Wahlvorschlages gegenüber dem/
der Vorgeschlagenen und dem/der Vorschla-
genden.

(7)  1Der Wahlvorstand prüft, ob die Vorausset-
zungen für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist 
das nicht der Fall, weist er den Wahlvorschlag 
zurück.

(8)  1Der Wahlvorstand erstellt anhand der einge-
gangenen Wahlvorschläge Kandidat(inn)en-
listen für die jeweilige Wahl. 2Sie enthält die 
Namen der Wahlbewerber(innen) in alphabe-
tischer Reihenfolge und die Namen der Einrich-
tungen.

§ 4 Durchführung der Wahlen 
(1)  1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahl-

versammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 
2 dieser Wahlordnung wahlberechtigten Mitar-
beitervertretungen auffordert, jeweils eine(n) 
Vertreter(in) zur diözesanen Wahlversamm-
lung zu entsenden. 2Die diözesane Wahlver-
sammlung wählt die Vertreter(innen) in der 
jeweiligen Regionalkommission sowie den/die 
Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der Bun-
deskommission und tritt spätestens zwei Mo-
nate vor dem Ende der Amtsperiode zusammen. 
3Der Wahlvorstand leitet die Wahlversamm-
lung. 4Die Einladung und die Kandidat(inn)en-
listen müssen mindestens zwei Wochen vorher 
abgesandt werden.

(2)  Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über 
den Termin der Wahlversammlung und die 
Kandidat(inn)enlisten mindestens zwei Wo-
chen vorher an die Kandidat(inn)en absenden.
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(3)  1Für die Wahl der Vertreter(innen) der 
Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regional-
kommission jedes (Erz-)Bistums sowie im Offi-
zialatsbezirk Oldenburg und für die Wahl des 
Vertreters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) 
in der Bundeskommission erstellt der Wahlvor-
stand anhand der Kandidat(inn)enlisten jeweils 
die Stimmzettel, die die Namen in alphabe-
tischer Reihenfolge enthalten. 2Die Listen sind 
getrennt zu erstellen für eine Wahl des Vertre-
ters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in 
der Bundeskommission, der/die gleichzeitig als 
Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der jewei-
ligen Regionalkommission gewählt wird, und 
für eine Wahl eines weiteren Vertreters/einer 
weiteren Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in 
der jeweiligen Regionalkommission, in den 
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart der zwei weiteren Vertreter(innen).

(4)  Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der 
Wahlversammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5)  1Es finden geheime Wahlen statt. Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder 
das Ankreuzen von mehreren Namen machen 
diesen ungültig. 2Abweichend zu Satz 2 dürfen 
bei der Wahl für die Mitglieder der Regional-
kommission aus den (Erz-) Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart bis zu zwei Kandi-
daten angekreuzt werden. 3Der Wahlvorstand 
nimmt die Auszählung vor und gibt die Wahl-
ergebnisse bekannt. 

(6)  1Gewählt als der/die Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission 
ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten 
Stimmen erhalten hat. 2Er/sie ist gleichzeitig 
als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der 
jeweiligen Regionalkommission gewählt. 3Ge-
wählt als der/die Vertreter(in) ausschließlich in 
der jeweiligen Regionalkommission ist der/die 
Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen er-
halten hat; abweichend davon sind in den (Erz-)
Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
die zwei Kandidat(inn)en gewählt, die die mei-
sten Stimmen erhalten haben. 

(7)  1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den 
stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 2Besteht auch danach Stimmen-
gleichheit, entscheidet das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahlen
1Der Wahlvorstand teilt die Ergebnisse der Wahl-

en in dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk 
Oldenburg unverzüglich dem Vorbereitungsaus-

schuss mit und soll für die Veröffentlichung im 
kirchlichen Amtsblatt des (Erz-)Bistums Sorge tra-
gen. 2Der Ausschuss gibt das Ergebnis der gesamt-
en Wahlen durch Veröffentlichung in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahlen
(1)  Eine Anfechtung einer Wahl kann innerhalb 

von zwei Wochen nach Bekanntgabe des ge-
samten Wahlergebnisses in der Verbandszeit-
schrift „neue caritas“ und geeigneten diöze-
sanen Medien von den Wahlberechtigten und 
Wahlbewerber(inne)n für ihren Bereich bei 
dem zuständigen Wahlvorstand schriftlich gel-
tend gemacht werden.

(2)  1Der Wahlvorstand informiert den/die 
Betroffene(n) über die Anfechtung. 2Ist eine 
Anfechtung begründet und wird dadurch das 
Wahlergebnis beeinflusst, so wird die betrof-
fene Wahl für ungültig erklärt und unverzüglich 
wiederholt.

(3)  1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/
die Betroffene im Amt. 2Eine für ungültig er-
klärte Wahl lässt die Wirksamkeit der zwi-
schenzeitlich durch die Regionalkommissionen 
und durch die der Bundeskommission getrof-
fenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/ 
einer Vertreterin

(1)  1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) als Mitglied einer Regional-
kommission aus, so bestimmt die Mitarbeiter-
seite in der jeweiligen Regionalkommission für 
den Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied 
auf Vorschlag der jeweiligen diözesanen Ar-
beitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen. 
2Ist in einem (Erz-)Bistum eine diözesane Ar-
beitsgemeinschaft nicht gebildet, tritt an ihre 
Stelle die Mitarbeitervertretung beim Diöze-
san-Caritasverband. 

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) als Mitglied der Bundes-
kommission aus, so bestimmt die Mitarbeiter-
seite in der Bundeskommission für den Rest 
der Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vor-
schlag der jeweiligen diözesanen Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen. 2War 
der/die ausgeschiedene Vertreter(in) Mitglied 
des Leitungsausschusses, so kann das neu zu 
bestellende Mitglied im Leitungsausschuss ein 
anderes sein als das neu in die Bundeskommis-
sion berufene Mitglied.
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§ 8 Kosten der Wahl 
1Die durch den Vorbereitungsausschuss verur

sachten Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 
2Die Kosten eines Wahlvorstandes übernimmt 
der jeweilige Diözesan-Caritasverband und der 
Landes-Caritasverband Oldenburg. 3Die Reisekos-
ten der Mitglieder der Wahlversammlung und der 
Kandidat(inn)en werden von der Einrichtung getra-
gen, in der der/die betreffende Mitarbeiter(in) tätig 
ist.“

„Wahlordnung der Dienstgeberseite 
gemäß § 5 absatz 5 der Ordnung der  

arbeitsrechtlichen Kommission  
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand
Diese Wahlordnung regelt gemäß § 5 Abs. 5 der 

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes die Wahl und die Ent-
sendung der Vertreter(innen) der Dienstgeber in den 
Regionalkommissionen und in der Bundeskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss
(1)  1Die Wahl der Vertreter(innen) der Dienstge-

ber in den Regionalkommissionen leitet ein 
Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), der aus 
drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den Mit-
gliedern der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission gewählt. 3Die Mitglieder des Aus-
schusses dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlver-
sammlung oder einem Wahlvorstand angehö-
ren.

(2)  Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens 
acht Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu 
wählen.

(3)  1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung 
zusammen. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der 
in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ und 
geeigneten diözesanen Medien veröffentlicht 
wird, und setzt den Zeitpunkt fest, bis zu dem 
die Wahlhandlungen in den einzelnen (Erz-)
Bistümern und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die je-
weiligen Diözesan-Caritasverbände und den 
Landes-Caritasverband Oldenburg auf, unver-
züglich einen Wahlvorstand zu bilden.

(4)  Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und 
andere Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvor-
stände bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand
(1)  1Jeder Diözesan-Caritasverband und der 

Landes-Caritasverband Oldenburg bildet für 
seinen Bereich einen Wahlvorstand, der jeweils 
aus drei Mitgliedern besteht und der sich bis 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amts-
periode konstituieren muss. 2Die Mitglieder 
dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kom-
mission kandidieren noch einer Wahlversamm-
lung oder dem Vorbereitungsausschuss angehö-
ren.

(2)  1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechts-
träger, die mit ihrer/ihren Einrichtung(en) Mit-
glied im jeweiligen Diözesan-Caritasverband 
und im Landes-Caritasverband Oldenburg sind 
und die in den Geltungsbereich der Richtlinien 
für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des 
Deutschen Caritasverbandes fallen (§ 2 Abs. 
1 AT AVR). 2Nur die in der Liste aufgeführten 
Rechtsträger nehmen an der Wahl teil.

(3)  1Der Wahlvorstand soll an diese Rechtsträger 
spätestens sechs Wochen nach seiner Konsti-
tuierung Wahlbenachrichtigungen versenden. 
2Rechtsträger, die keine Wahlbenachrichti-
gung bis spätestens vier Monate vor Ablauf der 
Amtsperiode erhalten haben, können gegen die 
Nichteintragung in der Aufstellung innerhalb 
einer Ausschlussfrist von zwei Wochen Ein-
spruch einlegen. 3Der Wahlvorstand entscheidet 
über den Einspruch.

(4)  Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, 
innerhalb einer festgelegten Frist schriftliche 
Wahlvorschläge jeweils für die Wahl des Ver-
treters/der Vertreterin der Dienstgeber in der 
jeweiligen Regionalkommission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag muss enthalten:

a)  den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;
b)  den Namen des Rechtsträgers und die ausge-

übte Tätigkeit;
c)  die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie der Benennung zustimmt; 
d)  die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie Mitglied eines Organs eines 
kirchlich-caritativen Rechtsträgers ist, das 
zur gesetzlichen Vertretung berufen ist, oder 
leitende(r) Mitarbeiter(in) eines kirchlich-
caritativen Rechtsträgers nach der Mitarbei-
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tervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-) 
Bistums ist;

e)  die Unterschrift der gesetzlichen Vertretung 
des Rechtsträgers.

(6)  Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Ein-
gang eines Wahlvorschlages gegenüber dem/
der Vorgeschlagenen und dem/der Vorschla-
genden.

(7)  1Der Wahlvorstand prüft, ob die Vorausset-
zungen für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist 
das nicht der Fall, weist er den Wahlvorschlag 
zurück.

(8)  1Der Wahlvorstand erstellt anhand der einge-
gangenen Wahlvorschläge eine Kandidat(inn)
enliste für die Wahl. 2Sie enthält die Namen der 
Wahlbewerber(innen) in alphabetischer Rei-
henfolge, die Namen der Träger und die ausge-
übten Tätigkeiten.

§ 4 Durchführung der Wahl
(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahl-

versammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 
dieser Wahlordnung wahlberechtigten Rechts-
träger auffordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) 
zur diözesanen Wahlversammlung zu entsen-
den. 2Die diözesane Wahlversammlung wählt 
den/die Vertreter(in) der Dienstgeber in der 
jeweiligen Regionalkommission und tritt spä-
testens zwei Monate vor dem Ende der Amts-
periode zusammen. 3Der Wahlvorstand leitet 
die Wahlversammlung. 4Die Einladung und die 
Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei 
Wochen vorher abgesandt werden.

(2)  Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über 
den Termin der Wahlversammlung und die 
Kandidat(inn)enliste mindestens zwei Wochen 
vorher an die Kandidat(inn)en absenden.

(3)  Für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkom-
mission erstellt der Wahlvorstand anhand der 
Kandidat(inn)enliste jeweils die Stimmzettel, 
die die Namen in alphabetischer Reihenfolge 
enthalten. 

(4)  Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der 
Wahlversammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5)  1Es findet eine geheime Wahl statt. 2Bemer-
kungen und Hinzufügungen auf dem Stimmzet-
tel oder das Ankreuzen von mehreren Namen 
machen diesen ungültig. 3Der Wahlvorstand 
nimmt die Auszählung vor und gibt das Wahl-
ergebnis bekannt. 

(6)  Gewählt als Vertreter(in) der Dienstgeber in 
der jeweiligen Regionalkommission ist der/ die 
Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen er-
halten hat, abweichend davon sind in den (Erz-) 
Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
die zwei Kandidat(inn)en gewählt, die die mei-
sten Stimmen erhalten haben.

(7)  1Die Vertreter(innen) der Dienstgeberseite 
in der Bundeskommission werden durch die 
Mitglieder der Dienstgeberseite in den Regio-
nalkommissionen gewählt. 2Zu diesem Zweck 
findet nach der Wahl der Mitglieder der Regi-
onalkommissionen eine gemeinsame Wahlver-
sammlung aller Mitglieder der Dienstgeber aus 
allen Regionalkommissionen statt. 3Von den 28 
Mitgliedern der Bundeskommission müssen 14 
Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkom-
mission sein; jede Regionalkommission muss 
dabei mit mindesten zwei Mitgliedern vertreten 
sein. 4Die verbleibenden 14 Mitglieder können 
die Gliederungen und Fachverbände, die Or-
den und Träger stellen. 5Die Wahlen erfolgen 
in geheimer Abstimmung; sie werden von der 
Geschäftsstelle durchgeführt.

(8)  1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den 
stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 2Besteht auch danach Stimmen-
gleichheit, entscheidet das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahl
1Der Wahlvorstand teilt das Ergebnis der Wahl in 

dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Olden-
burg unverzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit 
und soll für die Veröffentlichung im kirchlichen 
Amtsblatt des (Erz-)Bistums Sorge tragen. 2Der 
Ausschuss gibt das Ergebnis der gesamten Wahl 
durch Veröffentlichung in der Verbandszeitschrift 
„neue caritas“ und geeigneten diözesanen Medien 
bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahl
(1)  Eine Anfechtung der Wahl kann innerhalb 

von zwei Wochen nach Bekanntgabe des ge-
samten Wahlergebnisses in der Verbandszeit-
schrift „neue caritas“ und geeigneten diöze-
sanen Medien von den Wahlberechtigten und 
Wahlbewerber(inne)n für ihren Bereich bei 
dem zuständigen Wahlvorstand schriftlich gel-
tend gemacht werden.

(2)  1Der Wahlvorstand informiert den/die 
Betroffene(n) über die Anfechtung. 2Ist eine 
Anfechtung begründet und wird dadurch das 
Wahlergebnis beeinflusst, so wird die Wahl für 
ungültig erklärt und unverzüglich wiederholt.
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(3) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/
die Betroffene im Amt. 2Eine für ungültig er-
klärte Wahl lässt die Wirksamkeit der zwi-
schenzeitlich durch die Regionalkommissionen 
und durch die Bundeskommission getroffenen 
Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/ 
einer Vertreterin

(1)  1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der 
Dienstgeber als Mitglied einer Regionalkom-
mission aus, so bestimmt die Dienstgebersei-
te in der jeweiligen Regionalkommission für 
den Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied. 
2Scheidet ein(e) nach § 5 Abs. 2 der Ordnung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission entsandte(r) 
Vertreter(in) als Mitglied einer Regionalkom-
mission aus, dann benennt das entsendende 
Gremium ein neues Mitglied. 

(2)  1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber 
als Mitglied der Bundeskommission aus, so 
bestimmt die Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission für den Rest der Amtsperiode ein 
neues Mitglied. 2War der/die ausgeschiedene 
Vertreter(in) Mitglied des Leitungsausschusses 
der Bundeskommission, so kann das neu zu 
bestellende Mitglied im Leitungsausschuss ein 
anderes sein als das neu in die Bundeskommis-
sion berufene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl 
1Die durch den Vorbereitungsausschuss verur-

sachten Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 
2Die Kosten eines Wahlvorstandes übernimmt 
der jeweilige Diözesan-Caritasverband und der 
Landes-Caritasverband Oldenburg. 3Die Reisekos-
ten der Mitglieder der Wahlversammlung und der 
Kandidat(inn)en werden von dem Rechtsträger ge-
tragen.

§ 9 Bestellung der Vertreter(innen) durch die 
Diözesan-Caritasverbände

1Die nach § 5 Abs. 2 der Ordnung der Arbeits-
rechtlichen Kommission entsandten Vertreter(innen) 
einer Regionalkommission werden von dem jeweils 
nach der Satzung des Diözesan-Caritasverbandes 
und des Landes-Caritasverbandes Oldenburg zu-
ständigen Organ entsandt. 2Fehlt eine Zuweisung 
dieser Aufgabe in der Satzung, ist der Vorstand des 
Diözesan-Caritasverbandes und des Landes-Cari-
tasverbandes Oldenburg zuständig. 3Die Bestellung 
erfolgt im zeitlichen Zusammenhang mit der Wahl 
nach dieser Wahlordnung.“

II.  In-Kraft-Setzung

Die vorstehenden Ordnungen setze ich für das 
Bistum Münster wie folgt in Kraft:

Die vorstehenden Wahlordnungen der Mitarbei-
terseite und der Dienstgeberseite treten rückwirkend 
zum 1. März 2012 in Kraft. 

Die vorstehende Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

Die Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
vom 15. August 2007 (Kirchliches Amtsblatt  Art. 
240), zuletzt geändert am 29. Juni 2010 (Kirchliches 
Amtsblatt Art. 152) nach Beschluss der Delegier-
tenversammlung am 24. März 2010 tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2012 außer Kraft. Die Wahlord-
nungen vom 15. August 2007 treten mit Ablauf des 
29. Februar 2012 außer Kraft.

Münster,  den 23. April 2012

L. S. † Dr. Felix Genn
 Bischof von Münster

Art. 101 Diözesanstatut für 
 Pastoralreferenten/-innen im Bistum Münster

1. Laien im hauptberuflichen pastoralen Dienst

1.1 Grundlage dieses Statuts sind die von den deut-
schen Bischöfen beschlossenen

- Rahmenstatuten und -ordnungen für Ge-
meinde- und Pastoralreferenten/referen-
tinnen in den Bistümern der Bundesrepublik 
Deutschland Würzburg den 20./21.06.2011, 
in der jeweils geltenden Fassung

- Richtlinien über persönliche Anforde-
rungen an Diakone und Laien im pastoralen 
Dienst im Hinblick auf Ehe und Familie, 
Cloppenburg, den 7. März 1979, in der je-
weils geltenden Fassung

- Zur Ordnung der pastoralen Dienste, Essen-
Heidhausen, 2. März 1977, in der jeweils 
geltenden Fassung

- Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse, 
vom 22. September 1993, in der jeweils gel-
tenden Fassung

1.2 Im Bistum Münster gibt es eine gemeinsame 
Berufsbezeichnung für Gemeindereferenten/ 
-innen und Pastoralreferenten/-innen. Sie lau-
tet: Pastoralreferent/Pastoralreferentin.

1.3 Folgende Zugangswege zu diesem Beruf sind 
möglich:
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- ein erfolgreich abgeschlossenes Universi-
tätsstudium der Theologie

- oder nach Absprache mit den diözesanen 
Verantwortlichen – den erfolgreichen Ab-
schluss eines anderen theologischen Studi-
engangs

- ein erfolgreich abgeschlossenes Fachakade-
mie-/ oder Bachelorstudium der Religions-
pädagogik

- eine berufs- bzw. praxisbegleitende religi-
onspädagogische Ausbildung in Verbindung 
mit dem Würzburger Fernkurs

2. Dieses Statut regelt: 

- den Dienst der Pastoralreferenten/-innen, 
die Vorraussetzung für ihren Dienst, 

- ihren Einsatz und nimmt bei arbeitsrecht-
lichen Bestimmungen Bezug auf 

- die Kirchliche Arbeits- und Vergütungs-
ordnung (KAVO) für die (Erz-)-Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn in der 
jeweils geltenden Fassung, nordrhein-west-
fälischer Teil des Bistums Münster, und auf 
die 

- Arbeitsvertragsordnung für Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst (AVO) vom 1. Januar 1997 in der je-
weils geltenden Fassung für den niedersäch-
sischen Teil des Bistums Münster.

3. Der Dienst

3.1 Der Dienst des Pastoralreferenten/der Pastoral-
referentin steht unter der Leitung des Bischofs. 
Im jeweiligen Einsatzbereich ist der Pastoral-
referent/ die Pastoralreferentin dem für die Lei-
tung Verantwortlichen zugeordnet.

 Im jeweiligen Einsatzschreiben wird der unmit-
telbare Dienstvorgesetzte benannt. 

3.2 Die Einsatzebene für den Pastoralreferenten/
die Pastoralreferentin kann orts- wie aufgaben-
bezogen sein: in einer Pfarrei, in einer Seelsor-
geeinheit, auf der Ebene eines Dekanates, einer 
Region und auf Bistumsebene. Der jeweilige 
Einsatz soll ihrem theologischen bzw. religi-
onspädagogischem Abschluss entsprechen. 
Zusatzqualifikationen wie auch Erfahrungen in 
einem anderen Berufsfeld können ggf. berück-
sichtigt werden.

 Bei einem Einsatz in einer Pfarrgemeinde soll 
der Pastoralreferent/die Pastoralreferentin in 
der Einsatzgemeinde wohnen. Für Stellen mit 
einem Beschäftigungsumfang bis zu einer halb-
en Stelle gilt diese Vorschrift nicht.

3.3 Gemeinsam mit Priestern, Diakonen, haupt- 
und ehrenamtlichen Mitarbeitern/-innen ar-
beiten die Pastoralreferenten/-innen mit beim 
Aufbau lebendiger Gemeinden. Hauptberuflich 
in der Pastoral tätige Laien nehmen ihre Aufga-
ben auf die ihnen eigene Weise in allen Grund-
vollzügen der Kirche, in der Verkündigung, in 
der Liturgie, in der Diakonie wahr und tragen 
so zur Verwirklichung der Kirche als commu-
nio bei. Sie können diese Dienste sowohl in der 
gemeindlichen wie auch der kategorialen Ebe-
ne ausüben.

3.4 Zur näheren Ausgestaltung der beruflichen Auf-
gabenbereiche wird auf die Rahmenstatuten 
und Rahmenordnungen für die Gemeinde und 
Pastoralreferentinnen/-referenten Punkt 2.0 
hingewiesen.

3.5 Um der Einheit des pastoralen Dienstes willen 
sind alle Mitarbeiter/-innen in der Planung und 
Durchführung der Seelsorge zur Zusammenar-
beit untereinander (Teilnahme an Dienstbespre-
chung und Seelsorgekonferenzen)  verpflichtet.

3.6 In der Regel ist davon auszugehen, dass 
Pastoralreferenten/-referentinnen im Hinblick 
auf die ehrenamtliche Mitarbeit der Gemein-
demitglieder in der Gemeinde oder anderen 
Bereichen gesellschaftlichen und kirchlichen 
Lebens ehrenamtlich mitarbeiten. Das erfordert  
sorgfältige Planung durch Absprachen und De-
legationen. 

3.7 Der Dienst von Pastoralreferentinnen/-refe-
renten erfordert auch Sonn- und Feiertagsar-
beit. Diese soll nicht über zwei Sonntage im 
Monat hinausgehen.

 Bestimmungen der KAVO, der AVO und des 
Arbeitszeitgesetzes sind zu beachten.

3.8 Bei eventueller Übernahme eines (partei-)poli-
tischen Mandats sind die Auswirkungen für die 
Pastoral zu Bedenken. In jedem Fall ist mit dem 
Dienstgeber vorher Rücksprache zu nehmen.

4.0 Vorraussetzungen

4.1 Zu den persönlichen/sozialen Vorraussetzungen 
gehören die

- für den Beruf erforderliche körperliche und 
seelische Gesundheit, Kontakt- und Kom-
munikationsfähigkeit, 

- Urteilsvermögen in Bezug auf die eigene 
Person und die berufliche Tätigkeit, Fähig-
keit zur Wahrnehmung von Verantwortung,

- Bereitschaft und Fähigkeit zur Zusammen-
arbeit mit anderen haupt- und nebenberuf-
lichen sowie ehrenamtlichen Diensten und
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- Bereitschaft und Fähigkeit zum Eingehen 
auf unterschiedliche Lebenssituationen 
der Menschen sowie gesellschaftliche und 
kirchliche Fragestellungen

- Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung.
4.2 Zu den kirchlichen/geistlichen Voraussetzungen 

gehören

- persönlicher Glaube, 
- Gebet und Orientierung an der Heiligen 

Schrift, 
- Übereinstimmung mit der Glaubenslehre 

und der Lebensordnung der katholischen 
Kirche, 

- Mitfeier der Eucharistie, besonders am 
Sonntag, und Teilnahme am gottesdienst-
lichen Leben der Kirche, 

- Bemühung um eine konkrete geistliche Le-
bensordnung, 

- Erfahrung in ehrenamtlichen Aufgaben und 
Bereitwilligkeit, solche zu übernehmen

- Eine im Glauben angenommene und gestal-
tete Lebensform: Verheiratete und unverhei-
ratete Laien im hauptberuflichen pastoralen 
Dienst sollen in ihrem persönlichen Lebens-
kreis glaubwürdige Zeugen der Frohen Bot-
schaft sein. 

4.3 Die fachlichen Vorraussetzungen werden er-
worben durch

- ein erfolgreich abgeschlossenes Universi-
tätsstudium der Theologie

- oder – nach Absprache mit den diözesanen 
Verantwortlichen – den erfolgreichen Ab-
schluss eines anderen theologischen Studi-
engangs

- oder nach einem erfolgreich abgeschlos-
senen Fachakademie-/ oder Bachelorstudi-
um der Religionspädagogik

- oder den erfolgreichen Abschluss einer ver-
gleichbaren berufs- bzw. praxisbegleitenden 
religionspädagogischen Ausbildung in Ver-
bindung mit dem Würzburger Fernkurs

- die erfolgreiche Teilnahme an der von den 
(Erz-) Diözesen geregelten berufsprak-
tischen Ausbildung

- sowie den erfolgreichen Abschluss der zwei-
ten Bildungsphase durch die Zweite Dienst-
prüfung.

5. Einsatz- und Versetzungsbereitschaft

5.1 Pastoralreferenten/-innen müssen versetzungs-
bereit sein.

 Näheres regeln die diözesanen Leitlinien zur 
Versetzung vom 01.03.2011 in der jeweils gül-
tigen Fassung.

6. Beauftragung

6.1 Nach erfolgreicher Beendigung der Ausbil-
dung/Berufseinführung erfolgt die Ernennung 
zum/zur Pastoralreferenten/-in. Die bischöf-
liche Beauftragung zu ihrem Dienst erfolgt auf 
der Grundlage der gesamtkirchlichen Rege-
lungen und geschieht im Rahmen einer gottes-
dienstlichen Feier. Die bischöfliche Beauftra-
gung ist die Vorraussetzung dafür, dass Laien 
im hauptberuflich pastoralen Dienst beschäftigt 
werden können.

7.  Arbeitsrechtliche Bestimmungen

7.1 Im NRW-Teil des Bistums Münster finden die 
Bestimmungen der geltenden „Kirchlichen Ar-
beits- und Vergütungsordnungen“ (KAVO) und 
ihre Anlagen in der jeweils geltenden Fassung 
Anwendung. Für den niedersächsischen Teil 
des Bistums Münster gelten die Regelungen 
aus der „Arbeitsvertragsordnung für Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst“ 
(AVO) vom 1. Januar 1997 in der jeweils gel-
tenden Fassung.

7.2 Nach erfolgreichem Abschluss der zweiten 
Dienstprüfung entscheidet der Ordinarius über 
die Übernahme in den hauptberuflichen Dienst. 
Grundlage seiner Entscheidung sind die Gut-
achten der von ihm beauftragten Verantwort-
lichen für die Ausbildung.

7.3 Die Mitarbeitervertretung wird durch die Mit-
arbeitervertretungsordnung (MAVO) vom 
14.11.1996 in der jeweils geltenden Fassung 
geregelt.

Münster, 02.05.2012

  † Felix Genn
  Bischof von Münster

Art. 102 Änderung der anlage 1 der 
 Ordnung für die Zusatzversorgung  
 der haushälterinnen  von Priestern 
  im Bistum Münster 
 (haushälterinnen-Zusatzversorgungswerk)

Die Ordnung für die  Zusatzversorgung der Haus-
hälterinnen von Priestern des Bistums Münster vom 
28. Februar 2003 (Kirchliches Amtsblatt 2003 Arti-
kel 79), zuletzt geändert am 15.04.2011 (Kirchliches 
Amtsblatt 2011 Artikel 75) wird mit Wirkung vom 
01.07.2012 wie folgt geändert:
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Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Art. 103 Intensivkurse „Ökumene“ 
 des Johann-adam-Möhler-Instituts  
 für Ökumenik 2013

Das Johann-Adam-Möhler-Institut für Ökumenik 
in Paderborn bietet im nächsten Jahr wieder Inten-
sivkurse in Ökumenik an. Adressaten sind „Öku-
mene-Multiplikatoren“ in der Aus- und Fortbildung 
und solche Personen, die ökumenische Verantwor-
tung auf den verschiedenen Ebenen unserer Kirche 
übernehmen und bereits ein abgeschlossenes Theo-
logiestudium absolviert haben. 

Diese Kurse widmen sich sowohl der Analyse des 
gegenwärtigen Standes der ökumenischen Bemü-
hungen als auch der klassischen Konfessionskunde. 
Besondere Herausforderungen für die katholische 
Theologie stellt das Reformationsgedenken des 
Jahres 2017 dar. Die Intensivkurse sollen der Befä-
higung von Theologen dienen, ökumenische Auf-
gaben und ökumenische Verantwortung in Rahmen 
des kirchlichen Dienstes wahrzunehmen. 

Die Termine der Kurse im kommenden Jahr sind:

- Grundkurs vom 25. Februar bis 1. März 2013

- Aufbaukurs vom 16. September bis 20. Sep-
tember 2013.

Die Teilnahme am Kurs als solchem ist kostenlos. 
Für die Unterkunft und Verpflegung in einem von 
Schwestern geleiteten Bildungs- und Exerzitien-
haus in Paderborn werden allerdings die Kosten von 
zurzeit 270,00 € zu übernehmen sein. Interessierte 
sind gebeten, sich bis zum 1. Oktober 2012 bei der 
Fachstelle Theologische Grundfragen und Öku-
mene im Bischöflichen Generalvikariat Münster, 
Tel.: 0251/495-319, E-Mail: oekumene@bistum-
muenster.de, zu melden. 

AZ: 102 10.5.12

Art. 104 Einladung zum 
 Karl-leisner-Pilgermarsch 
 von 14. – 18.08.2012 nach Xanten

Pater Josef Kentenich hatte im KZ Dachau den 
Priestern ein kleines Not-Offizium gedichtet, mit 
dem Karl Leisner bis zuletzt sein Stundengebet 
gestaltete. Die Horen laden ein, mit Maria immer 
wieder Einkehr zu halten im göttlichen „Heiligtum“ 
des eigenen Herzens, sich dabei in ihrem Vorbild 
zu spiegeln und so brauchbares Werkzeug für das 
Reich Jesu Christi zu werden.

Die Schönstatt-Priestergemeinschaften laden wie-
derum ein zum Pilgermarsch auf den Spuren des 
Seligen. Sein Lebensbeispiel soll anleiten zu einer 
„Spiritualität des Heiligtums im Alltag“, dazu, sel-
ber „Heiligtum“ zu werden, Ort der lebendigen Ge-
genwart Gottes mitten in unserer Welt.

Für Priester, Diakone und Priesteramtskandidaten 
führt der 3-tägige Pilgerweg durch die niederrhei-
nische Heimat Karl Leisners, über die Wallfahrtsorte 
seiner Kindheit und Jugend, bis hin zum Grab im 
Xantener Dom. Die Begegnung mit seiner Person, 
körperliche Bewegung, Gebet und Gespräche wollen 
den Leib und die Seele des Einzelnen sowie die pries-
terliche Gemeinschaft untereinander stärken.

Programm: 

- geistliche Impulse, Austausch, Stundengebet, 
Rosenkranz und Hl. Messe

- Gebet um Priesterberufungen
- täglicher Pilgerweg zu Fuß 15 – 25 km; Teil-

stück im Schlauchboot; Begleitung und Trans-
fers mit PKW

- alle Übernachtungen im Schönstatt-Zentrum 
Oermter Marienberg, Rheurdterstr. 216, 47661 
Issum-Sevelen, Tel.: 02845-6721

- Beginn am Dienstag, den 14. August 2012, um 
18:00 Uhr mit dem Abendessen

Anlage 1 zum § 6 der Ordnung

Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Die monatliche Zusatzversorgung gemäß § 6 
Absatz 1 der Ordnung beträgt für jedes Jahr der Tä-
tigkeit als Haushälterin im Haushalt eines Priesters 
ab dem 01.07.2012 11,62 €“

Die vorgenannte Änderung tritt zum 1. Juli 2012 
in Kraft.

Münster, 18. April 2012

L. S. † Dr. Felix Genn
  Bischof von Münster
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Stellen für Pfarrer 

Kreisdekanat Warendorf Pfarrgemeinde auskunft

Dekanat Beckum Beckum 
St. Stephanus (14.444)

Hans-Bernd 
Köppen/Karl 
Render

Bistum Münster

Kategorial Mitarbeit

in der Gehörlosenseelsorge des Bistums*

Hans-Bernd 
Köppen/Karl 
Render

Stellen für Pastoralreferenten/-innen 

Stadtdekanat Münster auskunft

Kategorial Krankenhausseelsorger/-in 

an den Universitätskliniken Münster 

Hans-Bernd 
Köppen/Karl 
Render

Bistum Münster auskunft

Kategorial Mitarbeit 

in der Gehörlosenseelsorge des Bistums* 

Hans-Bernd 
Köppen/Karl 
Render

*Die erforderlichen Zusatzqualifikationen können zu einem späteren Zeitpunkt erworben werden. 

AZ: HA 500 24.5.12

- Ende am Samstag, den 18. August 2012, nach 
dem Frühstück

Kosten für Übernachtungen und Vollverpflegung: 
130 Euro; für Studenten 65 Euro.

Anmeldung bis 25. Juli 2012 an Theo Hoffacker, 
Emil-Underberg-Str. 3, 46509 Xanten-Marienbaum, 
Tel.: 02804-8497 oder Armin Haas, Am Kirchberg 
3, 97795 Schondra, Tel.: 09747-242, Fax: 09747-
930715, armin.haas@gmx.de.

Art. 105 Jahrestreffen der Klever
 Priesterbruderschaft 2012

Die Klever Priesterbruderschaft lädt ihre Mit-
glieder und interessierte Mitbrüder zur Jahresver-
sammlung am Montag, dem 11. Juni 2012 auf die 
Wasserburg Rindern in Kleve ein. Beginn ist um 
15:00 Uhr. Es referiert Dr. Thomas Quartier, Dozent 
an der Radbout Universiteit Nijmegen zum Thema: 
Liturgische Spiritualität in der Seelsorge – Reflexi-
onen zu Sinn und Lebendigkeit des Gottesdienstes 
im säkularen Kontext.

9.5.12

Art. 106 Veröffentlichung freier Stellen
  für Priester und Pastoralreferentinnen/ 
 Pastoralreferenten

Detailinformationen zu den einzelnen Stellen sind 
in der Hauptabteilung 500, Seelsorge-Personal zu 
erhalten. Die Veröffentlichungen erscheinen eben-
falls im Internet unter ‚www.bistum-muenster.de/
Stellenbekanntgabe’. Hier finden Sie auch einen 
Rückmeldebogen, über den Sie Ihr Interesse bekun-
den können.  

Weitere Auskünfte erteilen je nach Angabe: 

- Domkapitular Hans-Bernd Köppen, Tel.: 
0251/495-247, E-Mail: koeppen@bistum-mu-
enster.de

- Offizialatsrat Bernd Winter, Tel.: 04441/872-
281, E-Mail: bwinter@bmo-vechta.de

- Karl Render, Tel.: 0251/495-545, E-Mail: 
render@bistum-muenster.de

Folgende Stellen sind zu besetzen:
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Art. 107 Personalveränderungen

K a i s e r,   Irene, Pastoralreferentin in Vreden St. 
Georg, zum 24. Juni 2012 Pastoralreferentin in der 
zukünftig fusionierten Gemeinde Rheine St. Jo-
hannes der Täufer.

L o h m a n n ,   Rolf, nichtresidierender Domkapitu-
lar, Pfarrer in Kevelaer St. Marien, für die Zeit vom 
1. April 2012 bis 31. März 2018 zum Dechanten im 
Dekanat Goch.

P a s k e r t ,   Luder, rückwirkend zum 1. April 2012 
zum Priester im Gemeindedienst mit dem Titel Pfar-
rer in Duisburg St. Peter. 

P o o n a t ,   Manuel, zum 1. Mai 2012 zusätz-
lich zum Priester im Gemeindedienst mit dem Titel 
Pfarrer in Dorsten-Holsterhausen St. Antonius und 
Dorsten-Holsterhausen St. Bonifatius, weiterhin 
Priester im Gemeindedienst mit dem Titel Pfarrer 
in Dorsten-Hervest St. Paulus, Dorsten-Hervest St. 
Josef und Dorsten-Hervest St. Marien. 

R o s e n b e r g,   Reiner, Pastoralreferent in Kle-
ve (Kellen) Heilige Dreifaltigkeit, zum 1. Juni 2012 
Pastoralreferent in der Justizvollzugsanstalt Kleve 
(50 %) und in der Fachstelle 203 – Gemeindebera-
tung im Bischöflichen Generalvikariat (50 %).

S c h o m a k e r ,   Helmuth, rückwirkend für die 
Zeit vom 1. April 2012 bis 31. März 2018 zum Defi-
nitor im Dekanat Delmenhorst.

V e n h o f e n ,   Klaus, Diakon mit Zivilberuf  in 
der Kath. Kirchengemeinde Heilige Dreifaltigkeit 
in Kleve-Kellen, zum 19. April 2012 zusätzlich 
Diakon mit Zivilberuf in der Kath. Kirchengemein-
de St. Willibrord in Kleve-Rindern.

W e h r m a n n,   Ralf, Pastoralreferent in Schöppin-
gen St. Brictius,  zum 1. April 2012 Pastoralreferent 
in Lengerich Seliger Niels Stensen.

W i e t h a  r n ,   Frank, Diakon mit Zivilberuf  
in der Kath. Kirchengemeinde Heilige Dreifaltig-
keit in Kleve-Kellen, zum 19. April 2012 zusätzlich 
Diakon mit Zivilberuf in der Kath. Kirchengemein-
de St. Willibrord in Kleve-Rindern.
Eintritt in den Ruhestand

B e n d f e l d,   Josef, Pastoralreferent in Ibbenbüren 
Heilig Kreuz, tritt zum 30. Juni 2012 in den Ruhe-
stand. 

N a g e n b o r g,   Anneliese, Pastoralreferentin, tritt 
rückwirkend zum 1. Juli 2011 in den Ruhestand. 

AZ: HA 500 15.5.12

 

Art. 108 Unsere toten 

G e r t s e n ,   Karl, Diakon em. in Emmerich, gebo-
ren am 5. Mai 1932 in Emmerich, zum Diakon ge-
weiht am 30. Oktober 1988, 1988 bis 2004 Diakon 
(mit Zivilberuf) in Emmerich-Speelberg Liebfrauen, 
2004 bis 2007 Diakon (mit Zivilberuf) in Emmerich 
St. Christophorus, seit 2007 Diakon em. in Emme-
rich, verstorben am 10. Mai 2012 in Emmerich.

AZ: HA 500 15.5.12
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